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Die EU-Kommission will im Herbst einen Legislativvorschlag zur Sanktionierung missbräuchlicher Steuerberatung der steuer-

beratenden Berufe veröffentlichen. Diese Ankündigung erfolgte während einer Anhörung im EU-Parlament. Eine derartige

EU-Initiative könnte ein Eingriff in das Berufsrecht sein und zur Erschwerung der Mandantenberatung führen. Ausgangs-

punkt war das Leak über Steueroasen, sog. Pandora Papers. Zu den Enthüllungen fand im Unterausschuss Steuerangelegen-

heiten (FISC) des EU-Parlamentes eine Anhörung statt. Experten wurden befragt, wie die steuerberatenden Berufe künftig

reguliert werden könnten, um ein gerechtes Steuersystem zu erreichen. Zwar solle der Berufsstand nicht allgemein reguliert

werden, aber es sollen allgemeine Standards zur Sanktionierung missbräuchlicher Steuerberatung eingeführt werden. Die

EU-Kommission will definieren, welche Beratung zukünftig zulässig ist und welche nicht. Ein derartiges Vorgehen der EU-

Kommission stünde im Widerspruch zur bisherigen Deregulierungsstrategie der EU-Kommission. Insoweit könnte der Vor-

schlag die Chance bieten, die unterschiedlichen Standards der Regulierung des Berufstandes der Steuerberatung in den Mit-

gliedstaaten abzubauen. Die Frist, in der sich Interessenvertreter an der öffentlichen Konsultation beteiligen können, läuft

am 20.7.2022 ab. Mal sehen, was sich die EU-Kommission einfallen lässt.

Entscheidung

BVerfG: Örtliche Übernachtungsteuern in

Beherbergungsbetrieben mit dem Grundge-

setz vereinbar

Am 22.3.2022 veröffentlichte der Erste Senat des

BVerfG den Beschluss, mit dem es vier Verfas-

sungsbeschwerden zurückwies, die die Erhe-

bung einer Steuer auf entgeltliche Übernachtun-

gen in Beherbergungsbetrieben (Übernachtung-

steuer) in der Freien und Hansestadt Hamburg,

in der Freien Hansestadt Bremen sowie in der

Stadt Freiburg im Breisgau betreffen (1 BvR

2868/15, 1 BvR 354/16, 1 BvR 2887/15, 1 BvR

2886/15).

Eine Vielzahl von Städten und Gemeinden er-

hebt seit dem Jahr 2005 von den ansässigen Be-

herbergungsbetrieben eine Übernachtungsteu-

er, die sich zumeist auf einen niedrigen Prozent-

satz des Übernachtungspreises (Nettoentgelt)

beläuft. Das Bundesverwaltungsgericht ent-

schied mit – nicht verfahrensgegenständlichem

– Grundsatzurteil vom 11.7.2012 – BVerwG 9 CN

1.11 –, dass beruflich veranlasste Übernachtun-

gen aus verfassungsrechtlichen Gründen von

der Steuer auszunehmen seien. Seither nehmen

deutschlandweit sämtliche Übernachtungsteu-

ergesetze solche Übernachtungen von der Be-

steuerung aus. Gegenstand der Verfassungsbe-

schwerden waren Entscheidungen der Fachge-

richte, denen die mittelbar angegriffenen Rege-

lungen der Übernachtungsteuer zu Grunde

lagen.

Der Erste Senat hat nun entschieden, dass die

Vorschriften mit dem Grundgesetz vereinbar

sind. Die Länder haben die der Besteuerung zu-

grundeliegenden Gesetze kompetenzgemäß er-

lassen. Die Übernachtungsteuer ist eine örtliche

Aufwandsteuer im Sinne des Art. 105 Abs. 2a

Satz 1 GG, die bundesgesetzlich geregelten

Steuern nicht gleichartig ist. Die Gesetzgebungs-

befugnis der Länder ist insbesondere nicht

durch eine gleichartige Bundessteuer gesperrt.

Die Übernachtungsteuerregelungen sind auch

materiell mit dem Grundgesetz vereinbar. Sie

belasten die betroffenen Beherbergungsbetrie-

be nicht übermäßig. Der Gesetzgeber kann zu-

dem beruflich veranlasste Übernachtungen von

der Aufwandbesteuerung ausnehmen, muss

dies aber nicht.

Sachverhalt:

Seit dem Jahr 2005 führten zahlreiche Städte

und Gemeinden unter Berufung auf Art. 105

Abs. 2a Satz 1 GG eine Steuer auf entgeltliche

Übernachtungen in Beherbergungsbetrieben im

Gemeindegebiet ein. Diese so genannte „Über-

nachtungsteuer“, „Hotelsteuer“ oder „Betten-

steuer“ (im Folgenden: Übernachtungsteuer) be-

läuft sich zumeist auf einen niedrigen Prozent-

satz des Preises einer beruflich veranlassten

Übernachtung (Nettoentgelt) und wird in der

Regel vom Übernachtungsgast (Steuerträger)

bei der Buchung oder der Anmeldung im Beher-

bergungsbetrieb erhoben. Steuerschuldner ist

der jeweilige Beherbergungsbetrieb. Er führt die

Übernachtungsteuern an das Finanzamt ab.

Sämtliche Beschwerdeführerinnen sind Beher-

bergungsbetriebe. Ihre Beschwerden richten sich

gegen die Erhebung von Übernachtungsteuern

in Hamburg, Bremen und der Stadt Freiburg im

Breisgau. Die Beschwerdeführerinnen zu II. und

zu III. wenden sich dabei gegen Steueranmeldun-

gen und gegen Entscheidungen über ihre dage-

gen gerichteten Einsprüche. Ebenso wie die Be-

schwerdeführerin zu I. wenden sie sich darüber

hinaus gegen Gerichtsentscheidungen über die

Steueranmeldungen, die auf von ihnen für ver-

fassungswidrig gehaltenen Landesgesetzen be-

ruhen. Die Beschwerdeführerin zu IV. wendet sich

gegen eine kommunale Steuersatzung, welche

die Erhebung einer Übernachtungsteuer erlaubt.

Neben einem Verstoß der Regelungen gegen die

Gesetzgebungskompetenz für die Aufwandsteu-

er gemäß Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG rügen die

Beschwerdeführerinnen insbesondere eine Ver-

letzung ihrer Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG,

ihrer vermögensrechtlichen Handlungsfreiheit

aus Art. 2 Abs. 1 GG und ihres Gleichheitsgrund-

rechts aus Art. 3 Abs. 1 GG.

Wesentliche Erwägungen des Senats:

Die Verfassungsbeschwerden haben keinen Er-

folg.

I. Die Gerichtsurteile und die ihnen zugrundelie-

genden Normen greifen zwar in die allgemeine

Handlungsfreiheit der Beschwerdeführerinnen

im vermögensrechtlichen Bereich aus Art. 2

Abs. 1 GG sowie in ihre Berufsausübungsfreiheit

aus Art. 12 Abs. 1 GG ein. Diese Eingriffe sind je-

doch gerechtfertigt.

II. Die Länder haben die der Besteuerung zu-

grundeliegenden Gesetze kompetenzgemäß er-

lassen. Die streitigen Übernachtungsteuern sind

örtliche Aufwandsteuern im Sinne des Art. 105

Abs. 2a Satz 1 GG, die bundesgesetzlich geregel-

ten Steuern nicht gleichartig sind.

1. Gegenstand der Aufwandsteuer im Sinne des

Art. 105 Abs. 2a Satz 1 GG ist die Verwendung

von Einkommen für den persönlichen Lebensbe-

darf. Als Aufwand gilt dabei ein äußerlich erkenn-

barer Konsum, für den finanzielle Mittel verwen-

det werden und der typischerweise Ausdruck

und Indikator wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit

ist, ohne dass es darauf ankäme, von wem und

mit welchen Mitteln dieser Konsum finanziert

wird und welchen Zwecken er dient. Bei der

Hamburgischen Kultur- und Tourismustaxe, der

Bremischen Tourismusabgabe und der Freibur-

ger Übernachtungsteuer handelt es sich dem-

nach um Aufwandsteuern. Steuergegenstand ist

jeweils der Aufwand des Beherbergungsgastes

für dieMöglichkeit einer entgeltlichen Übernach-

tung in einem Beherbergungsbetrieb. Dieser von

den Übernachtungsgästen betriebene Aufwand

wird bei den Beherbergungsbetrieben als Steuer-

schuldner erhoben (indirekte Steuererhebung).

Die Übernachtungsteuer ist damit auf Abwäl-

zung auf die Konsumenten angelegt.

2. Die hier streitigen Steuern sind weder der Um-

satzsteuer noch einer anderen bundesrechtlich

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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